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45. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten. 

Eröffnung 10% Uhr. Die Tribünen find mäßig beſetzt; am Miniſtertiſch: 
Miniſterpräſident Graf Bismarck, Gr. Itzenplitz und mehrere Commiſſare. 

Vor der T.⸗O. wird ein Antrag der Abgg. Dr. Eberty und Schanz, 
den mit dem Fürſten von Thurn und Taxis abgeſchloſſenen Receß für rechts⸗ 
Mice u erklären, an die Juſtiz⸗Commiſſion, ferner der Antrag der Abgg. 
N heelis . — Krieger (Berlin), Lasker u. Tweſten: „die Staats⸗ 
regierung aufzufordern, daß fie die nöthigen Vorbereitungen treffen möge, 
um das Etatsjahr künſtig auf die Periode vom 1. Juli des einen bis 30. 
Juni des folgenden Jahres 1 verlegen“ auf den Vorſchlag des Abgeordneten 
5. Binde (Hagen) an die Budget⸗Commiſſion verwieſen. ZN 

Es folgt die Interpellation des Abg. Dr. Loewe, betreffend die in 
Mecklenburg getroffenen Abänderungen des Wablgeſetzes für den 
nordbeutſchen Reichstag. (Ihr Wortlaut iſt bekannt.) Der Miniſter⸗ 
Präſi dent erklärt ſich zu ihrer Beantwortung bereit. 8 

Abg. Dr. Loewe; Schon früher hätte ich eine Interpellation an die 
Staatsregierung in dieſer Frage gerichtet, hätte ich nicht gehofft, daß, weil 
die in Mecklenburg getroffenen Abweichungen bon dem in Preußen angenom⸗ 
menen Reichswahlgeſetz fo außerordentlich bedeutend find, bie Staatsregierung 
aus eigener Initiative eine Remedur eintreten laſſen würde. Da aber der 
15. Dezember, an welchem Tage die Vertreter der Bundesxregierungen in 
Berlin zuſammentreten ſollten, um die Vorlage der Bundesverfaſſung zu be⸗ 
rathen, ſchon vorüber iſt, glaubte ich damit nicht mehr länger zögern zu dür⸗ 

n. Auch wir haben dei der Berathung des Reichswahlgeſetzes alle die 

chwierigkeiten empfunden, welche daraus entſtehen, daß man ein Geſetz, das 
unter anderen . und anderen Vorausſetzungen geſchaffen wurde, 
zu Grunde legen ſoll. ir haben es aber im Intereſſe der Einheit, zumal 
die Staatsregierung verſicherte, daß ſie durch einen Vertrag mit den Bundes⸗ 
Fate gebunden ſei, vermieden, größere Aenderungen vorzunehmen und nur 
n dem Sinne Aenderungen reſp. Zuſätze gemacht, die uns im Geiſte des 
Reichwahlgeſetzes von 1849, das ja als Grundlage dienen follte, durckaus 
nöthig zu ſein ſchienen. So haben wir z. B. darauf verzichtet, eine Beſtim⸗ 
mung über die an die Abgeordneten zu zahlenden Diäten in das Geſetz auf⸗ 
zunehmen, obwohl wir unſerer innerſten Ueberzeugung nach von der Zweck⸗ 
mäßigkeit des Beſchluſſes Auen Abrtiengt waren. In Mecklenburg 
dagegen hat man eine Menge principieller Aenderungen am Wahlgeſetze vor⸗ 
Ahn babe von denen ich in meiner Interpellation nur die wichtigſten er⸗ 
wähnt habe. 

Der erſte iſt die Beſchränkung zu wählen und gewählt zu werden auf 
Mecklenburger, während in dem don uns angenommenen Geſetze jeder Bür⸗ 
ger der norddeutſchen Bundesſtaaten dieſe Berechtigung hat. Eine directe 

erlegung der principiellen Beſtimmungen iſt aber die Ausſchließung der we⸗ 
* olitiſcher Verbrechen Beſtraften vom activen und paſſiven Wahlrechte. 
33 iſt in Mecklenburg eine bekannte Thatſache, daß dieſe Ausſchließung ledig⸗ 
lich darauf berechnet iſt, einen beſtimmten Mann auszuſchließen, der einer der 
tuͤchtigſten Ehrenmänner iſt und in weiten Kreiſen, ini Medlenburg ſeldſt, 
wie außerhalb, die volle Achtung genießt, die ihm in hobem Grade gebührt; 
vieler ann iſt * W agent (Aha! rechts), der Präfivent der Stände: 
Verſammlung don 1848, der allerdings durch dieſe feine Thätigkeit den vollen 
Haß der betreffenden Corporationen auf ſich geladen hat. Ob die preuß. Re: 
gierung in dieſer Beziehung Remedur ſchaffen kann, weiß ich nicht; ſo viel 
aber ſcheint mir Graz daß die mecklenburgiſche Regierung ihren Zweck nicht 
erreichen wird; adlaer wird hoffentlich trotzdem anderswo gewählt wer⸗ 
den, fo daß ein Anklager der W Zuſtände im norddeutſchen 
Bunde nicht fehlen wird. Ein anderer Punkt iſt die Beſchrankung des Wahl: 
rechtes auf diejenigen, welche das „Niederlaſſungsxrecht“ erworben haben, 
während der von uns acceptirte Entwurf nur die Heimaths berechtigung 
verlangt. Hierbei iſt zu bedenken, daß die Niederlaſſung in Mecklenburg von 
den Gutsbeſizern und zwar an verſchiedenen Orten von verſchiedenen Mo: 
menten ue iſt, und zwar an vielen Orten von einem fpäteren Lebens⸗ 
ihre; in Neu⸗Brandenburg z. B. wird das 27. Lebensjahr verlangt, jo daß 
iu uch Reichs wahlgeſetzes, wonach jeder 25jährige wahlberechtigt iſt, dadurch 

uſo wird. 

Die letzte und ſchwerſte Verletzung der Principien des Reichswahlgeſetzes 
aber iſt nicht durch ein Geſetz, ſondern durch ein bloßes Reglement der 
Staatsregierung geſchehen, indem das Land in Wahlkreise geiheilt ist, nicht 
nach der bie Geſtaltung, ſondern nach politiſchen Rückſichten, da 
die Bezirke nach der Eintheilung des Landes in Domanium, Ritterſchaft und 
Landſchaft (Städte) gebildet find. Die Bevölkerung 1 vollſtändig ausein⸗ 
andergeriſſen und der gutsherrlichen Polizei freier Spielraum gelaſſen. Dieſe 
Eintheilung ſteht aber in flagrantem Widerſpruch mit der Idee des allgemei⸗ 
nen Wahlrechts; fie kann aber leicht wieder beſeiligt werden, da fie eben nur 
durch ein Re lement, ni t durch ein Geſetz angeordnet iſt. Dieſe Frage iſt 
von großer Wichtigkeit nicht blos im Intereſſe Mecklenburgs; denn da das 

tlament ſelbſt die Waylprüfungen vorzunehmen hat, kann leicht das Uns 

ück eintreten, was allerdings wohl zu ertragen fein würde, daß die ſechs 
mecklenburgiſchen Abgeordneten für einige Zeit ausgeſchloſſen werden. Der 

weck meiner Interpellation iſt nun hauptſächlich der, daß die Stellung der 
preußiſchen Regierung klar werde, ob fie im Stande iſt, die in der Bundes⸗ 
derfaſſung vorgeſehene Executwe auszuüben, und ſolche Verletzungen der all⸗ 
gem nen Beſtimmungen, die in dem mit der preußiſchen Regierung abge: 
chloſſenen Vertrage vorgeſehen ſind, regelmäßig und mit Feſtigkeit abzuwenden; 
denn wenn Preußen heute nicht dieſe Macht beſitzt oder ſie nicht anwenden 
will, fo wäre dies ein ſchlimmes Präcedens in Betreff der Ausführung der 
Gee e des norddeutſchen Parlaments für die Zukunft. 

all links. 2 

Minifterpräfivent Graf v. Bismarck: Die königl. Regierung hätte felbft 
gewünſcht, in die ee der einzelnen Staaten die vollſte Uebereinſtim⸗ 
mung zu bringen. Ob ſie dazu urſprünglich vertragsmäßig berechtigt war, 
darüber läßt ſich ſtreiten. Der Ausdruck in dem Vertrage lautet nicht „nach 
dem Reichs wablgeſetz“, ſondern „auf Grund des Reichswahlgeſetzes“. Ich 
Me zu, daß auch hier noch die due Wa nach zwei Seiten berechtigt iſt; 


für den Raum 
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ür die larere Auffaſſung ſpricht die Thatſache, daß das Reichswahlgeſetz in 
einer urſprünglichen Form auf die jetzigen Verhältniſſe auch von uns für 
nicht anwendbar gehalten worden ift, und daß auch wir einige Aenderungen 
daran gemacht haben. Aber welches auch die urſprüngliche Berechtigung ver 
Regierung hätte ſein mögen, ein ſtrengeres Feſthalten an dem Reichswahlgeſetz 
don den Bundes⸗Regierungen zu Br. fo iſt doch die Lage der Dinge da⸗ 
durch anders geworden, daß Preußen ſelbſt auf Antrag dieſes Hauſes weſent⸗ 
liche Aenderungen daran vorgenommen hat noch außer denen, welche die lö⸗ 
nigliche Regierung für nothwendig bielt. Ich erinnere daran, daß ich in der 
Sizung vom 12. September d. J. ausdrücklich davor gewarnt habe; ich ſagte, 
Diele erpflichtung, welche die Regierung übernommen hat, wird in demſelben 
Maße anfechtbar, als wir uns vom Texte des Reichswahlgeſetzes entfernen; 
die Regierung bat ſich deshalb bei dieſer Vorlage jo genau, als es die Vers 
bältniſſe irgend möglich machten, an den urſprünglichen Text angeſchloſſen. 
Ich ſagte ferner, daß mir bereits amtliche Schreiben zugegangen wären, 
durch welche die betreffenden Re ierungen zu erlennen — daß Aende⸗ 
rungen und Zuſätze bon einiger Erheblichkeit fie ibrerfeite nöthigen würden, 
das Wahlgejep ihren Vertretungen, vorzulegen; ich fügte hinzu, daß ich weit 
entfernt ſei, das Gewicht jener Landesvertretungen dem der preußiſchen gleich⸗ 
uftellen, daß aber theoretiſch ein ſolches Recht auch der kleinſten Landtag? 
ammlung nicht werde beſtritten werden können, ſobald es hier geübt 
werde. (Der Herr Miniſterpräſident verlieſt die betreffenden Stellen ſeiner 
Rede aus dem ſtenographiſchen Berichte.) Nach dieſen Aenderungen, welche 
wir hier vorgenommen haben, ſind wir nicht berechtigt, von Mecklenburg zu 
ordern, daß es ſich ein aller Aenderungen enthalte. d 
ellant auf den Geiſt des Geſetzes verweist, fo iſt dies doch ein vager 
riff, welcher vertragsmäßige Forderungen ausſchließt, ſobald man mit 
dem Wortlaute nicht durchkommt. Hätten wir aber auch ein zweifelloſes 
echt, auf Grund des Vertrages Forderungen zu ſtellen, ſo würde ich es doch 
ür einen politiſchen Fehler halten, wenn wir jetzt davon Gebrauch machten. 
nſer Benne geht vor allen Dingen darauf, daß das Parlament mög: 
lichſt ſchnell zuſammentrete. Und ich dente nicht ſo gering von der Bedeu⸗ 
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tung des Parlaments wie der Herr Interpellant; ich glaube, daß die Vorſchläge 
Preußens dann ein gewaltigeres Gewicht haben werden als jetzt, wo ſie doch nur 
die Vorſchläge eines einzelnen Staates, wenn auch des mächtigſten im Bunde, find. 
Aber jetzt den Zuſammentritt des Parlaments zu verzögern durch neue 
Verhandlungen und Gelegenheit zu geben, die Stände nochmals zu berufen, 
während wir doch die Friſt ihres Zuſammenbleibens nicht beſtimmen können, 
halte ich nicht für zweckmäßig. Ich glaube daher, daß wir die mecklenburgi⸗ 
ſchen Abgeordneten acceptiren müſſen, acceptiren müſſen für diesmal, wie ſie 
uns gegeben werben, (Beifall rechts. Der Miniſterpräſident verläßt bald 
darauf das Haus.) . 

Der zweite Gegenſtand der T.⸗O. iſt die Berathung des Geſetzentwurfes, 
betreffend die privatrechtliche Stellung der Erwerbs⸗ und Wirthſchafts⸗ 
genoſſenſchaften. Zur Discuſſion ſtehen die Geſetzentwürfe der Regierung 
und der Commiſſion, der letztere ein Compromiß zwiſchen dem erſteren und 
der Vorlage des Abg. Schulze (Berlin). Für den Commiſſionsentwurf mel⸗ 
den ſich zum Wort die Abgg. Leſſe, Laßwitz, v. Binde (Hagen), Sachſe, Cor⸗ 
nely, v. Kleinſorgen, v. Bonin, Becker, Loewe, Michaelis, v. Bunſen, Graf 
Schwerin; gegen ihn die Abgg. Stroſſer, Glaſer, Conze, Wagener und 
Achenbach. Der Abg. a wird als Antragſteller behandelt und erhält 
als ſolcher das Wort am Schluſſe der Generaldiscuſſion Der Präſident läßt 
mehrere Amendements von Glajer, Sommer und Hammacher verleſen, die bei 
der Specialdiscuſſion zur Sprache kommen. Der Inhalt des erſteren iſt in 
der Rede des Abg. Glaſer deutlich ausgedrückt; im ſtenographiſchen Bericht 
nimmt daſſelbe mehr als zwei Folioſeiten ein. 

Ref. Abg. Lasker: Das Genoſſenſchaftsweſen iſt eine der ſchönſten Blü⸗ 
then der Cultur und das Ausland erkennt Deutſchland als ſeine Heimath an. 
Wir haben gegenwärtig 1500 Vereine mit wenigstens 5% Mill. Sparein⸗ 
lagen, 25 Ml: Geicäftscapital und 350,000 Mitgliedern. Es hat nicht nur 
volkswirthſchaftliche, ſondern im eminenten Sinne des Worts ſociale Bedeu⸗ 
tung, daß die Mitglieder dieſer Vereine nicht mehr auf den allmächtigen 
Staat, ſondern auf Selbſthilfe angewieſen ſind und daß ein großer Theil des 
Volkes mit dem Kaſſen⸗ und Bankweſen vertraut wird. Troßdem glaube ich, 
daß wir erſt am Anfange ſtehen. Bis jetzt hat das Geſetz demſelben immer 
noch große Hinderniſſe in den Weg gelegt. Das Handelsgeſetzbuch verlangte 
die Genehmigung des Staates nur für Actiengeſellſchaften. Das Genoſſen⸗ 
ſchaftsweſen allein hat dadurch nicht nur keinen Vortheil erfahren, ſondern ſo⸗ 
gar Nachtheil erlitten. Von der preußiſchen Regierung wurde es mit Miß ⸗ 
gunſt behandelt, ganz im Gegenſatz zu den Commanditgeſellſchaften. Es hatte 
nur den Schutz der Gerichte, deren übereinſtimmende Erkenntniſſe feine Exiſtenz 
retteten. Da war es namentlich das Mitglied in unſerer Mitte, mit deſſen 
Namen das Genoſſenſchaftsweſen in ganz Europa und weit darüber hinaus 
verbunden iſt, welches keine Mühe ſcheute, die 5 fe immer wieder anzure⸗ 
gen. So haben wir denn jetzt die Genugthuung, au ehen, daß die Regierung 
in ihrer jetzigen Vorlage die früheren Vorarbeiten in anerkennenswerther 
Weiſe benutzt hat. Ihr Entgegenkommen hat die Commiſſion veranlaßt, auch 
eng den Intentionen der Regierung, fo weit es möglih war, nad» 
zugeben. ö 2 

Den früheren Einwand, daß man durch eine Specialgeſetzgebung für die 
Genoſſenſchaften das allgemeine deutſche Handelsgeſetzbuch ändere, hat die 
Regierung jetzt aufgegeben, weil fie nur eine Ergänzung jenes Geſetzbuches 
iſt. Eine Uebereinſtimmung wurde ferner hergeſtellt in der Beſtimmung, 
welche die Creditfähigkeit herſtellen ſoll, der Solidarhaft. Namentlich das 
glückliche Ueherſtehen der ſchweren Geldkriſis des letzten Sommers hat uns 
mit neuem Vertrauen zu der Lebensfähigkeit der Genoſſenſchaften erfüllt. In 
der Solidarhaft erkannken die Regierung, der Antragſteller und die Commiſ⸗ 
ſion den Schwerpunkt des ganzen Geſetzes. In Beziehung auf gewoſſe poli⸗ 
zeiliche Beſtimmungen waren die Anſichten leider verſchieden. Während die 
Mehrheit der Commiſſion — und zwar nicht aus innern Gründen, ſondern 
um der Regierurg entgegenzulommen — bei den Strafbeſtimmungen nad: 
gegeben hat, glaubte ſie es nicht zugeben be dürfen, daß die Exiſtenz der Ge⸗ 
noſſenſchaften geradezu in die Hand der Oberpräſidenten gelegt werde. Wenn 
man fagt, die Anerkennung von Seiten des Oberpraäſidenken jei an beſtimmte 
geſetzliche Bedingungen gebunden und es könne ja in das Geſetz ſelbſt eine 
beſtimmte Inſtruction darüber aufgenommen werden, fo ſteht dem die Erklä⸗ 
rung der Staatsregierung gegenüber, daß die Anerkennung nach der Idee des 
Geſetzes dem Ermeſſen des Oberpräſidenten anheimgegeben fein folle. Jedes 
Land entwickelt ſeine Verfaſſung und feine Geſeze nach ſeiner Geſchichte. 
Unſere Geſchichte lehrt uns, daß das Beſtätigungsrecht des Staates auf da 
engſte Maß beſchränkt werden muß, daß wir jedem Eingriff in Privatper⸗ 
3 * müſſen, weil die Behörde in ſchweren Zeiten nicht Maß 
zu halten weiß. . 7 

In England giebt es für Manches auch ein Beſtätigungsrecht; aber die 
Engländer nehmen daran keinen Anſtoß, weil ſie wiſſen, daß ihre Behörden 
nur nach der Natur der Sache urtheilen und eine Nichtbeſtätigung aus poli⸗ 
tiſchen Gründen etwas Unerhörtes wäre. Wir haben darin andere Erfahrun⸗ 
gen gemacht. Außerdem aber beweiſt die Analogie der Commanditgeſellſchaf⸗ 
ten, daß der Richter ſehr leicht die Unterſuchung erledigen kann, ob den geſek⸗ 
lichen Beſtimmungen genügt iſt. Bis jetzt haben die Genoſſenſchaften glücklich 

egen alle Beſchränkungen gekempft, weil fie alle auf einer Linie geſtanden 
Ki und Licht und Luft gleich bertheilt waren, von welcher Partei aus fie 
auch angeregt waren. Wird ihre Gehen aber dem Ermeſſen des Oberpräſi⸗ 
denten anheimgegeben, der nach politiſchen Erwägungen die Genehmigung 
hier ertheilt, dort Veh fo erleiden fie dadurch eine ſchwere Einbuße. Des⸗ 
wegen halte ich die Aufrechthaltung des Requiſits der Anerkennung von Seiten 
des Oberpräſidenten für eine verhüllte Ablehnung des Geſetzes. Da von dem 
Antragſteller und auf deſſen Betreiben von der Commiſſton vielleicht gegen 
die beſſere Ueberzeugung in anderen Punkten nachgegeben worden iſt, ſo wird 


geg 
rung dagegen ein, bob er ſchlechthin als ihr Gegner zu 


Pflanze, ſondern als eine lebensfähige Geſtaltung, welcher en rasen und 
a 


ben, 


Pionniere von Rochdale fie im Auge hatten, ſchärfer in ihm ausgedrückt fein, 
womit ihrem Begründer, der im Hauſe ſitze, kein Vorwurf gemacht werden 
jolle, da eine ſolche Tendenz aus dem Volke ſelbſt hervorgehen müſſe. 

Aber man dürfe 7 die Thätigkeit der Geſellſchaft von Mühlhauſen ver⸗ 


Grundlage alles Familienlebens ſorgt. Der pecuniäre Gewinn fee gt 
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durch Gewährung eines Credits don 67 Millionen Schub gegen die blutſau⸗ 
Wilionen, da ber 


Zu wünſchen ſei nur, daß die Vereine zu einem geringeren Preiſe als zu 8% 
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eſehbuches betreiben, ob auf fie der Begriff der Handelsgeſellſchaft paſſe, bat 
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Siebenundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 
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einmal, an den Übrigen Kagen wee erſcheint. A 


Dinstag, den 18. Dezember 1865, 


ſetzes beweiſt. Die Vorſchußvereine machen Bankiergeſchäfte. Letztere find 
Handelsgeſchäfte, wenn ſie gewerbsmäßig betrieben werden, d. h. nach dem 
1 787 eſetzhuche mit ie b auf Gewinn geri Betrieb. Ein 
olcher il vorhanden bei den Vorſchußvereinen, die mit dritten Perſonen Ge⸗ 
ſchäfte machen, während er zweifelhaft iſt bei denen, die ſich auf Geſchäfte 
mit Be Mitgliedern beſchränken. f i 

Klarer tritt der handels geſellſchaftliche Charakter bei den Productiv⸗ 

e hervor, beſtrittener bei Rohſtoff vereinen, wogegen er 
ei den Conſum vereinen faſt überein ; Ebenſo ift 
man darüber einig, daß alle dieſe Vereine mit Ausnahme vielleicht der Pro⸗ 
mae e e keine der im Handelsgeſetzbuch normirten Geſell⸗ 
ſchaftsformen zu bringen ſind. Sie find: weder als offene, noch als Actien⸗, 
noch als Commandit⸗, noch als ſtille 9 ho anzuſehen. Es erſcheint 
nothwendig, die Rechtsverhältniſſe aller dieſer verſchiedenen Genoſſenſchaften 
übereinſtimmend zu reguliren. Sie bedürfen alle der Rechte des Kaufmannes. 
In England hat die Geſetzgebung dieſem Bedürfniſſe bereits Rechnung ger 
tragen durch die Geſellſchafts⸗Acte vom 7. Auguſt 1862 und mehr noch durch 
das Geſetz von demſelben Tage, betreffend Gewerbs⸗ und fürſorgliche Gsfells 
ſchaften. In England hat, wer ſich unter die Geſellſchafts⸗Acte ftellt, die Wahl 
14 — fünf verſchiedenen Geſellſchaftsformen, bei uns haben die Genoſſen⸗ 
chaften immer dieſelbe Form gewählt, deshalb empfiehlt es ſich auch, dieſe 

allein, wie es geſchehen, zur gemeinſamen Grundlage des neuen Geſetzes zu 

machen. Das Handelsgeſetzbuch hat den eau der Handelsgeſellſchaft nicht 
definirt, auch die ba! derſelben nicht aufgezählt. Art. 86 des preußiſchen 
Entwurfes, welcher letzteres that, iſt in das Geſetzbuch nicht aufgenommen 
worden. Schon dadurch iſt bekundet, daß es die Rechtsbildung auf dieſem 

Gebiete nicht für abgeſchloſſen erachte. 

Geſtatten Sie mir aber noch auf einen andern Geſichtspunkt aufmerkſam 
zu machen. Bei gleichartiger handelsrechtlicher Behandlung der Ge⸗ 
noſſenſchaften kommen Allen nicht nur die mehr formellen Beſtimmungen 
des Handelsgeſetzbuchs, ſondern auch die wichtigen materiellen Vorſchriſten 
des 4. Buches über Handelsgeſchäfte zu Gute, wie aus § 11 des Entwurfes 
folgt. Ich nenne hier nur das Recht Zinſen von Zinſen zu nehmen, die er⸗ 
leichernden Beſtimmungen über den Pfandverkehr mit Kaufleuten, über das 
kaufmänniſche Retentionsrecht, die Interpretation der Willenserklärungen, die 
mündliche Form der Verträge u. ſ. w. Ich glaube, daß hiergegen dom 
Standpunkte der Rechtswiſſenſchaft als ſolcher um ſo weniger innere Beden⸗ 
ten obwalten können, wenn wir die Natur dieſer Beſtimmungen in Rechnung 
ziehen. Ein großer Theil derſelben — es erklärt ſich dies aus der Ente 
ſtehungsgeſchichte unſeres Handels⸗Geſetzbuchs — trägt einen mehr unfver⸗ 
ſellen Charakter an ſich, ſo daß ſie auch für den allgemeinen bürgerlichen 
Verkehr paſſen. Eine Uebertragung der Anwendbarkeit derſelben auf Inſti⸗ 
tute, die mit den Handelsgeſellſchaften alle doch mindeſtens innere Aehnlich⸗ 
keit haben, erſcheint ſonach nicht nur unverfänglich, ſondern ſogar im hohen 
Grade wünſchenswerth. 


x 


ſtimmend verneint wird. 
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Beifall links.) 


Dabu her⸗ 
rauchen wir 
keine neue Gebe een ſondern es deen dazu 


Kr 85 EN reine kö t d G 
onen un b | mit der t b eb 
o 
n eilungen des Herrn An ellers ſelbſt einen j 
5 er gr; der Feste Theil ihres Ver⸗ 


utend; aber ein großer Theil ur 3 
erfonen ausgegeben. Dazu kommt, daß das eigene Vers 


mögen 

*. Ki ift ja auch faft der einzige Vo 
m 

würden, don Vereins wagen Geſchäfte treiben können. 


e 


E 


Strömung der letzt h 
N aul dad 


Dieſe Stellung iſt für das Publikum ſehr igen z 2 Fr im Res 
ereinen ſehr gering 


ga bei der Eingehung von Verbindlichkeiten nach feinem Vermögen richtet. 
uch das Oberaufſichtsrecht des Staates iſt eine Maßregel, die ſowohl im 
Intereſſe der Vereine als der Regierung liegt, indem ſie nur dazu beitragen 
wird, daß die Vereine in ſich ſolide werden und eine geſicherte 2 55 haben. 
Nehmen Sie deshalb den von der Regierung vorgelegten Geſetzentwurf mit 
meinen Amendements an. . 

Minifter v. Itzenplitz: Die Regierung hat ſchon früher erklärt, daß fie 
die enoſſenſchaften für nützlich hält; deswegen hat fie Ihnen ein Geſetz 
darüber vorgelegt. Die Regierung hat auch gewünſcht, daß das rt zu 
Stande kommen möge; deswegen hat fie mit Befriedigung Ihr Entgegenkom⸗ 
men geſehen. Aber es denken nicht Alle jo wie die Regierung, und es find 
ſchon Bedenken dagegen geltend gemacht worden, und Sie werden wohl noch 
mehr zu hören bekommen; deswegen wünſcht die Regierung, daß das Geſetz 
in der von ihr vorgelegten Form angenommen wird; fie legt darauf nament⸗ 
lich großen Werth im Intereſſe des Suftandelomerd des Geſetzes überhaupt. 
Nicht als ob die Verwerfung des § 4 und des Strafparagraphen die Regie⸗ 
rung ſogleich veranlaſſen würde, das Geſetz zurückzuziehen (Hört, hört! 
Bravo links), ſondern es wird feinen gewöhnlichen Gang weiter gehen. Ge: 
— Heu wünſcht aber die Regierung ihre Vorlage angenommen zu 
ehen. (Bravo. 

Abg. v. Vin cke (Hagen): Wenn ich mich als Laie in dieſe Debatte miſche, 
0 geſchieht es nur, um in dieſer Angelegenheit meine perſönlichen Sympathien 
ür den Herrn Antragſteller auszuſprechen und feine großen Verdienſte auf's 
Wärmfte anzuerkennen; und wenn man es in keiner Weiſe billigen kann, daß 
berjelde von der Regierung in feinem Berufe fo gehindert worden iſt, jo kann 
man ſich vielleicht gerade über die ſegensreichen Folgen davon jetzt freuen. 
Geiterkeit.) Die Principien, auf welchen die Genoſſenſchaften beruhen, find 
weſentlich conſervativer Natur: Sparſamkeit, Selbſtthätigteit, Selbſtverwaltung 
und das daraus hervorgehende Selbſtgefühl, Principien, deren Durchführung 
auf jedem Gebiete freudig begrüßt werden muß. Das Wichtigſte aber iſt die 
Solidarität, deren Durchführung auch in den Debatten dieſes Hauſes nur 
Nutzen ſchaffen könnte. Der Abgeordnete Glaſer hat geſagt, weil eine Menge 
Capitalien in Folge der Solidarität flüſſig würden, leide darunter der Na⸗ 
tionalwohlſtand. Ich glaube umgekehrt, daß das gerade ein Hebel für das 
Aufblühen des Nationalwohlſtandes iſt. Durch die Solidarität werden nicht 
nur pecuniäre Verbindlichkeiten von den Mitgliedern gegenſeitig übernommen, 
ſondern ſie ſtehen unter gegenſeitiger Controle, wodurch natürlich der Credit 
nur gefördert werden kann. 

Wenn der Herr Abgeordnete ferner behauptet, in der Errichtung von Cen⸗ 
tralanſtalten liege eine Abweichung von dieſem Princip, fo finde ich darin 
gerade eine weitere Anwendung deſſelben auf die einzelnen Genoſſenſchaften 
untereinander (Sehr richtig). enn er ferner ſagt, die Genoſſenſchaften wären 
u Grunde gegangen, wenn die Verhältniſſe dieſes Sommers länger gedauert 

ätten, fo gebe ich dies vollſtändig zu; aber dann wären auch alle anderen 
derartigen Vereine und manche groß? Bank zu Grunde gegangen (ſehr wahr), 
und mancher Privatmann wäre bankerott geworden, der nicht ſein ganzes 
Vermögen nach dem Rathe des Abgeordneten 425 Stettin baar in der Kaſſe 
i hat. Man kann doch nicht auf die 99 74 Sache verzichten, weil Kriſen ein⸗ 
85 treten können. Auch wird ein Vorrecht für ſie durchaus nicht in Anſpruch 
genommen, ſondern nur das gleiche Recht, wie für andere derartige Corpora⸗ 
tionen. Wenn der Abg. Glaſer ferner die Conſumvereine für überflaſſig hält, 
weil bei erhöhtem Verkehre jeder Detailift denſelben Vortheil gewähren könnte, 

o mache ich nur darauf aufmerkſam, daß die Thätigkeit der Conſumvereine 

ch nicht nur auf die dringendſten Lebensbedürfniſſe bezieht, ſondern * 
Anderes. So würde es z. B. nach dem Saße, daß die Stärke des Seife⸗ 
conſums ein Merkmal des Culturzuſtandes eines Volkes oder eines Indivi⸗ 
duums ſei, doch nur im Intereſſe der Cultur liegen, durch die Confumbereine 
auch den Conſum ſolcher Artikel zu erleichtern. (Heiterkeit) 

? er halte ich es für eine ſehr tadelnswerthe Einſeitigkeit, wenn man 
L den Umſtand, daß der geehrte Herr Antragfteller einen proroncirt politiſchen 
{ Standpunkt einnimmt, als Grund für die Unterdrückung dieſer Vereine hin 
ſtellen will. Und ich halte es für einen Fortſchritt der Regierung, daß ſie 
bon dieſer Anſicht jetzt, wenn auch nicht in allen Beziehungen, gelaſſen zu 
haben ſcheint. Wenn in jenen Amendements ferner eine Staatsunterſtützung 
verlangt wird, ſo muß ich mich auch biergenen entſchieden erklären. (Bravo.) 
Gerade dieſer Punkt macht einen ſehr wohlthätigen Unterſchied zwiſchen dem 
geehrten Antragſteller und feinem verſtorbenen Gegner Laſſalle; es iſt gerade 
ein hervorragendes Verdienſt des Erſteren, daß er die Selbſtthätigkeit und 
Selbſtverantwortlichkeit auf feine Fahne geſchrieben hat. Das müſſen wir 
dankbar anerkennen und uns gegen Alles verwahren, was dieſem Princip 
widerſpricht. Wenn der Herr Abg. Glaſer ſich ferner eine Verwechſelung zu 
Schulden kommen läßt, wie die, daß die Einlagen der Mitglieder das Ver⸗ 
mögen des Vereins ſeien, fo weiß doch jeder gewöhnliche Kaufmann, daß das 
umgekehrt iſt, und es ſcheint mir um die Urtheilsfähigkeit deſſelben ſehr bes 
1 Ay ſtehen (Heiterkeit), wenigſtens in dieſem concreten Fall (erneute 
eiterkeit). 
8 Die Hauptdifferenz zwiſchen der Regierungsvorlage und dem Commiſſtons⸗ 
entwurf liegt in dem § 4 der erſteren, welchen auch ich für vollſtändig über: 
üſſig halte, wenn der Oberpräſident nur ſachliche Prüfungen vornehmen foll; 
ſoll er aber dazu dienen, einzelnen Inſtitutionen vielleicht nach dem Princip 
es Abgeordneten von Stolp Conceſſienen zu ertheilen, anderen dieſelben zu 
verweigern, fo können wir nie unſere Zuſtimmung dazu geben. Aber ich 
glaube, daß ſich auch der geehrte Herr Antragfteller wohl enkſchließen könnte, 
unter verſchiedenen Uebeln das kleinere zu wählen, damit nicht das ganze 
Geſetz, deſſen Nothwendigkeit wir alle anerkennen, durch den andern Factor 
der Gesetzgebung wieder in Frage geſtellt wird. (Bravo.) 
Schluß der General⸗Discuſſton wird angenommen. Es folgen perſönliche 
Bemerkungen. Abg. Michaelis erklärt gegen den Abg. v. Vincke, daß er 
fſtets weit davon entfernt geweſen ſei, den unſinnigen Rath zu ertheilen, fein 
anzes Vermögen ſtets baar in der Kaſſe zu halten. 
et haben, daß die Einlagen der Mitglieder das Vermögen des Vereins 
ſeien. Der darauf gegründete 
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2 des [Abg. 
Michaelis beſtens und bedauert, ein Gleiches in Bezug auf den Abg. Glaser 
h nicht thun zu können. Abg. Glaſer erklärt, daß er bisher geglaubt habe, 
daß Abg. v. Vincke fähig ſei, einen Irrthum wenigſtens zurückzunehmen; dieſe 
Vorſtellung ſcheine aber beſſer gene en zu fein, als diejenige, die der Abg. 

V. Binde eben ſelbſt von ſich 5 e. Abg. v. Binde: Es liegt mir ſehr wenig 
aan der Vorſtellung des Abg. Glaſer Über mich. (Heiterkeit,) 

a Abg. Schulze (Berlin) erhält als Antragſteller das Wort und fügt dem 
Commiſſionsberichte noch weitere genaue Angaben über das Genoſſenſchafts⸗ 
Den 1110 a zunehmende Unruhe im Haufe macht den Redner ſchwer 
verſtändlich. 

Gr ae Genoſſenſchaften beruhen auf dem ſehr einfachen Princip, mit verein⸗ 
ten Kräſten zu erſtreben, was den geringen Mitteln des Einzelnen nicht 
möglich iſt; überſpannte Hoffnungen ſind daher ungerechtfertigt. Ihr erſtes 

25 muß das der Selbsthilfe fein, da nur mit der Entfeſſelung aller 
Afte auch die Leiſtungsſähigkeit wächſt, während durch Subventionen, welche 
ſich, namentlich wenn ſie vom Staate kommen, in Permanenz erklären, bei 


8 
de 


tigen durch alle Mittel, die er in Händen 
lionnen die Genoſſenſchaften aber nicht beſtehen, und ehe wir ein ſolches ſchlech⸗ 
tes Geſetz annehmen, wollen wir lieber gar keins; denn mit der Zeit müſſen 
unſere Anſchauungen doch den Sieg dabontragen. Erhält der Staat einen 
eniſcheidenden Einfluß darauf, jo wird er bald der alleinige induſtrielle Unter⸗ 
nebmer fein. — Redner führt dann einige Widerſprüche in der heutigen Aus⸗ 
laſſung des Abg. Glaſer und einer gedruckt vorliegenden Schrift deſſelben an, 

welche mehrmals große Heiterkeit hervorrufen. g 

Daß die Productiv⸗Genoſſenſchaften noch nicht die Ausdehnung und den 

Umfang genommen haben, wie es wohl zu wünschen wäre, und daß einzelne 

derſelben zu Grunde gegangen find, hat Finen Grund nicht am Mangel von 
Credit oder Capital, ſondern darin, daß den Arbeitern oft noch die Befähigung 
der Geſchäftsführung, kaufmänniſche Bildung 17. fehlt. Hier iſt für die Arb 
Biwungs⸗ Berenne noch ein großes Feld offen, und wenn dieſe ihre Schuldig⸗ 
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keit thun, werden auch in der Folgezeit die Productiv⸗Genoſſenſchaften beſſer 


reuſſiren. Die Vortheile, die durch die Ausdehnung der Genofjenichaften berei⸗ 3 
tet werden, brauche ich wohl nicht noch ſpeciell hervorzuheben, da dies von den | 405 


Vorrednern ſchon zum Theil gi ‚it, Die Energie und Thätigkeit der 
Arbeiter wird verſchärft, ihr Bewußtſein und Selbſtgefühl gehoben. Daß ein⸗ 
zelne Fehler in der Leitung der Vereine vorkommen und dadurch Nachtheile 
entſtehen, ift ja natürlich; man hat aber keine Veranlaſſung, deshalb den Stab 
über das ganze Inſtitut zu brechen. 

Die königliche Staatsregierung hat nur erklärt, daß ſie im Allgemeinen 
gegen das Geſetz, wie es in der Commiſſion angenommen, nichts einzuwenden 
habe, aber mit Rückſicht auf den anderen or der Geſetzgebung im In⸗ 
tereſſe des Zuſtandekommens des ganzen Geſetzes die Form der Regjerungs⸗ 
Vorlage vorzuziehen ſei; dem gegenüber mochte ich bemerken, =; es die hei: 
lige Pflicht der Staatsregierung iſt, ihren ganzen Einfluß darauf zu verwen⸗ 
den, daß das Geſetz beim Herrenhauſe durchgeht; und wenn die Regierung es 
ernſt damit meint, wird es wohl möglich Hein, Preußen ift der Herd der 
deutſchen Genoſſenſchaften, und es iſt deshalb wohl die Sache der königlich 
preußiſchen Regierung, daß die Initiative, die ihr eigenes Volk hier ergriffen 
hat, nicht wieder verloren gehe gerade in dem Hufnblide, wo Preußen im 
Begriffe ſteht, die ihm gebührende Stelle an der Spitze Deutſchlands einzu⸗ 
nehmen; und ich glaube, daß die Genoſſenſchaftsbewegung bedeutend genug 
iſt, um dazu beitragen zu können, die deutſche Aufgabe Preußens mit voll 
enden zu helfen. Ich denke, die Bewegung iſt derart, daß ſie jede andere 
politiſche und humane Entwickelung weſentlich vorbereitet; ſie repräſentirt ein 
echtes Stück deutſchen Weſens und zeugt von dem Adel des deutſchen Volkes. 
(Lebhafter Beifall.) 7 

2 Generaldiscuſſion ift hiermit geſchloſſen. Es folgen perſönliche Bes 
merkungen. 

Abg. Dr. Glaſer: Der Abg. Schulze hat ſich auf eine Schrift von mir 
berufen, um den Abg. v. Vincke Succurs zu leiſten in perſönlichen Inſulten 
gegen mich. (Unruhe links. Der Präſident v. Forckenbeck unterbricht den 
Redner mit der Bemerkung, daß dieſe Ausdrucksweiſe wohl keine parlamen⸗ 
tariſche ſei. Redner fährt Port): Der Abg. Schulze hat durch das willkür⸗ 
liche Herausgreifen zweier Sätze aus einer Sammlung von Vorträgen von 
ni nachzuweiſen berfucht, daß ich mich eines Widerſpruches ſchuldig gemacht 

abe. 

Wenn Redner nicht Bruchſtücke herausgeriſſen hätte, ſondern meinem Ge⸗ 
dankengange gefolgt wäre, hatte er gefunden, daß feine Behauptung eine uns 
richtige iſt; ich habe nämlich ausgeführt, daß durch individuelle Sparſamkeit 
und bloße Aſſociation von Perſonen das Ziel nicht zu erreichen, ſondern daß 
die . Staates nothwendig ſei; aber ich habe ausdrücklich ge⸗ 
warnt vor dem Wege Laſſalle'ſcher Staatshilfe, ſondern habe ſtaatliche Eins 
richtungen für die arbeitenden Klaſſen verlangt, ähnlich, wie fie für andere 
Stände ſchon beſteben, Durch das Herausreißen einzelner Säge Jemanden 
lächerlich zu machen, iſt kein Kunſtſtück; man nennt dies Sophistik; die Alten 
führten dieſe nicht auf einen Mangel des Urtheils, ſondern des Charakters 
zurück; und ich äberlaſſe dem Abg. Schulze, ob er glaubt, unrichtig geur⸗ 
theilt oder Sophiſtit angewendet zu haben. (Unruhe links.) : 

Abg. Schulze (Berlin): Wenn ich noch mehr Stellen aus den Schriften 
des Herrn Glaſer vorleſen wollte, würden Sie immer wieder daſſelbe 5 
baben; ich glaube dies aber nicht nöthig zu haben, um jo mehr, als ich das 
Urtheil über meinen Charakter wohl ruhig meinen Mitbürgern überlaffen kann. 

Das Haus iſt ſchon ſehr unruhig geworden, der Ruf nach Vertagung wird 
laut, vom Präſidenten aber nicht berückſichtigt, es wird vielmehr um 3 Uhr 
die Specialdebatte eröffnet, und zwar zunächſt über die 88 1—4 und die zu 
8 1 EM Amendements des Abg. Glaſer. 

g. Dr. Becker: Daraus, daß die Regierung im $ 4 den Genoſſen⸗ 
ſchaften fo viele Beſchränkungen auferlegt, ſcheint mir hervorzugehen, daß die 
Regierung gar nicht recht klar darüber zu ſein ſcheint, wie es mit den Ge⸗ 
noſſenſchaften ſteht. Bei dem Entwurf der Statuten für die Genoſſenſchaften 
muß man die localen und perſönlichen Verhältniſſe der Mitglieder ſehr ins 
Auge faſſen und erſt durch Erproben bewährten ſich manche Einrichtungen. 
Die Bedingungen zur Abänderung des Statuts dürfen deshalb nicht zu ſehr 
erſchwert werden, wie dies aber ver. 4 geſchieht. Es würde durch eine 
ſolche Bedingung oft eine unverantwortliche Verſchleppung eintreten, die der 
Entwickelung der Genoſſenſchaft ſehr nachtheilig wäre. (Die ſpeciellen Aus: 
— 51 5 des Redners ſind bei der großen Unruhe des Hauſes ſchwer ver⸗ 

ndlich. 

Abg. v. Bonin ſtellt den Antrag auf Vertagung, da das Amendement 
— a 5 2 26 nicht gedruckt vorliegt und vielen Mitgliedern des Hauſes 
n er ich iſt. 

Das Haus geht darauf ein. — Schluß 3% 14 Nächſte Sitzung: Dins⸗ 
tag 11 Uhr. T.⸗O.: Schlußberathung des Budgets; außerdem wird 
auf Abend 7 Uhr eine 8 fl anberaumt, in der das Genoſſenſchaftsgeſetz 
zu Ende berathen werden ſoll. 


# Ratibor, 16. Dezbr. Reiſende welche aus Troppau heute 
hierher kamen, erzähl'en mit großer Beſtimmtheit, esd habe ein Zu: 
ſammenſtoß zwiſchen öͤſterreichiſchem u. ruſſiſchem Militär ſtattgefunden. — 
(Es werden ſich an der Grenze etliche öſterreichiſche und ruſſiſche Solda⸗ 
ten geprügelt haben. Daraus macht das Gerücht ein Scharmützel, aus 
welchem, wie uns gleichzeitig berichtet wird, blos „220 Verwundete 
nach Troppau gebracht worden ſein ſollen“. D. Red.) 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 
Berlin, 18. Dez. In der Abendſitzung der Anne xions⸗Com⸗ 
miſſion des Abgeordnetenhauſes wurde der oldenburgiſche Vertrag in 
Betreff der holſteinſchen Gebietsabtretung und Zahlung einer Million 
Entſchädigung mit 13 gegen 7 Stimmen genehmigt. Graf Bismarck 


ſprach ſich ebenſo aus, wie ſich der Regierungs⸗Commiſſar Abeken be 


reits geäußert hatte. Seine Anſicht, daß die Landesvertretung zunächſt 
nur die Geldentſchädigung, die Gebietsabtretung aber erſt in zweiter 
Linie anginge, wurde lebhaft bekämpft und zurückgewieſen. Die Haupt 
diseuſſion fand über die Gebietsabtretung ſtatt, welche energ ſchen 
Widerſtand fand. (Wolff's T. B.) 

Berlin, 18. Dezbr. Die ſächſiſchen Gaͤſte machten geſtern einen 
einſtündigen Beſuch im Eönigl. Palais und beſuchten die Mitglieder der 
königlichen Familie. Nachmittags war Gala⸗Diner von 90 Gedecken, 
Abends Thee in Charlottenburg. (Wolff's T. B.) 
Hannover, 18. Dezbr. Die Polizei⸗Direction fordert die verſor⸗ 
gungsberechtigten hannoverſchen Militärs auf, bis zum 25. d. ihre Ge⸗ 
ſuche einzureichen, ſpätere bleiben unberückſichtigt. (Wolffs T. B.) 

Florenz, 18. Dezbr. Fleury kehrt heute nach Paris zurück. 

(Wolff's T. B.) 

Nom, 17. Dezbr. Montebello iſt abgereiſt. (Wolffs T. B.) 

Paris, 18. Dez. Der „Moniteur“ bringt die franzoͤſiſch⸗italieniſche 
Convention zur Regelung der Schuld des Kirchenſtaates. Der Antheil 
beträgt 13% Millionen, außerdem zahlt Italien am 15. März für die 
drei letzten Semeſter 20% Mill. und übernimmt die Rückſtandsrechte 
auf die eigene Schuld. Der kaiſerliche Hof iſt zurückgekehrt. 
(Wolffs T. B.) 

London, 17. Dezember. Aus Newyork vom 15. d. wird nach⸗ 
träglich gemeldet: Baumwolle 34. 

Der Congreß hat den Negern im Columbia⸗Diſtrict das allgemeine 

Stimmrecht gewährt. 
Petersburg, 17. Dez. Frankreich und Rußland haben ein Ueber⸗ 
einkommen abgeſchloſſen in Betreff des Umbaues der Kuppel der Kirche 
zum heiligen Grabe in Jeruſalem. Die Geſandten von Frankreich und 
Rußland haben ferner die Beſeitigung der Privatwohnungen auf der 
Terraſſe derſelben Kirche gefordert. 

München, 17. Dezember. Zufolge Allerhöchſt genehmigten Beſchluſſes 
des Finanzminiſteriums beginut nunmehr die Ausgabe von 15 Millionen uns 
verzinslicher Kaſſenanweiſungen zu 2, 5 und 50 Gulden. 

Trieſt, 17. Dez. Der Slogbdampfer „Juno“ iſt mit der oſtindiſchen Ueber⸗ 
landpoſt um 2 Uhr Nachmittag heute aus Alexandrien hier eingetroffen. 


Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 
Parts, 17. Dezember, Rahm. 3 Uhr. Die Börfe war im Allgemeinen 
ziemlich feſt; nur Credit mobilier war in Folge von Gerüchten, daß die am 
1. Januar fälligen Zinſen nicht bezahlt werden würden, ſehr matt. Die 
68, 90 (coup. detache) und ſchloß unverändert zu 
von Mi 1 Uhr waren 89% gemeldet. 


u 
deem Gourfe, Conſols 


Rente 3 


Schluß⸗Courſe: Zproc. Rente 68, 90 e. d. Ital. 

proc. Spanier —. Iproc. Spanier —. Oeſterr. Stagt. 
—. Credit⸗Mob.⸗Aktien 552, 50. Lombard. Ciſenbahn⸗Aktien 
eſterr. A von 1865 pr. ept. 302, 50. 6% Ver. St. 


Nachm. 4 Uhr. Schluß⸗Courſe. 
89%. 1% Spanier 32. Sardinier 72. Italien. 5% Rente 55%. 
barden 157. Mexicaner 18%. 5% Ruſſen 86%. Neue Ruſſen 856 
Silber 60%. Türkiſche Anleihe 1865 33. 6% Ver. St.⸗Anl. pr. 1 


AA. 

* fällige braſilianiſche Dampfer iſt in Liſſabon eingetroffen. 

London, 17. Dezember. Aus New⸗Pork vom 15. d. wird nach⸗ 
träglich gemeldet: Baumwolle 34. 

Wien, 17. Dezbr. (Abendbörſe.) Creditactien 152, 00. Nordbahn 154, 20. 
1860er Leoſe 81, 40. 186 fer Looſe 73, 70. Oeſterr. 1. Staatsbahn 
ie 2 ö Galizier —, —. Czernowitzer 180, 50. Böhmijhe Weſtbahn —. 

atte Haltung. 

Frankfurt a. M., 17. Dez., Nachm. 2 Uhr 30 M. Ziemlich feſt, aber | 
ruhig. Schluß ⸗Courſe. Preuß. Kaſſenſcheine 105%. Berliner Wechſel 
105% Br. Hamburg. 38 Londones Wechſel 118%. Pariſer Wech⸗ 
e 94, Wiener Wechſel 90. Finnl. Anleihe — Neue 4% Finnländ. 
Pfandbriefe — 6 Verein. St.⸗Anl. pro 1882 75%, eſterr. Bank⸗ 
antheile 644. Oeſterr. Credit⸗Actien 135. Darmſt. Bank⸗Actien 209% B. 
Darmſtädter Zettelbank —. Meininger Credit⸗Actien —. Oeſterreich.⸗ 3. 
Staats⸗Eiſenb.⸗Actien —. Oeſterr. Eliſabetbabn —. Böhm. Weſt —. 
Rhein⸗Nahebahn —. Ludwigsbafen⸗Bexbach 151%. Heſſiſche Lud 
131% Br. 5% bſterreichiſche Anleihe von 1859 58%. 1854er Looſe 57 Br. 
1860 r Looſe 62%. 1864er Looſe 66% Br. Badiſche Looſe 50%, Kur⸗ 
heſſiſche Looſe 53% Br. Bajeriſche Prämien⸗Anleihe 95% Br. Oeſterreich. 
National⸗Anlehen 49 J. 5 Metalliques 43 Br. 4 Metalliques —. 

Hamburg, 17. Dez., Nachm. 2 30 Min. ds leblos, Valuten 
ſebr feſt. Schluß⸗Courſe: National⸗ Anleihe 51. . Eredit⸗Actien 
56%, Oeſterr. 1880er Looſe 61%. Mericaner —. Vereinsbank 110%, 
Norddeutſche Bank 120%. Rheiniſche 115%. Nordbahn 78%, i 
al’e 139, dito neue 132%, Finnländiſche Anleibe 8) (. 
Prämien⸗Anleihe 86%. 1886 fr Ruſſ. Prämien⸗Anleihe 81%. Sproc. 
St.⸗Anl. pr. 1882 68%. Disconto 3% pCt. N 

Antwerpen, 17. Dezbr. Petroleum, raff. Type, weiß, feſter, 54 bis 
55 Fres. per 100 Ko. 


50. 
1882 80%, 
London, 17. Dezbr. 


Breslau, 18. Dezember. Preiſe der Cerealien. 
Feſtſetzungen der polizeilichen Commiſſion pr. Scheffel in Silbergroſchen. 
fein mittel ordin. fein mittel ordin. 


Weizen, weiber: 99-98 86 82-84 Gerſte 5859 55 50-58 
do. gelber —91 85 82—Bt| Hafer 33 31—32 
Roggen 68 67 65-661 Erbſen 68—72 64 55—60 


Notirungen der von der Handelskammer ernannten Commiſſion zur Feſtſtellung 


Louisd'on 1 0%, ba. est. Bk. 7 ba, ö 
— 


Gsldkr * 8 0 Poln.Bk: 


ver Marktpreiſe von Naps und Rübſen. 
Raps 185 194 185 
Winterrübſen 1 
Sommerrübfen 168 158 148 pr. 150 Pfd. Brutto in Sgr. 
Dotter 168 158 148 
Loco - (Kartoffel) m... 7 Ort. bei 80% Tralles 
bez., r. 
Officiell gekündigt: — Ctr. Weizen. — Etr. Roggen. — Ctr. Hafer, 
— Ctr. Rapskuchen. — Ctr. Rübdl. — Etr. Lan — Art. Spiritus. 
Berliner Börse vom 17. Dezember 1866. 
ronds- und 2 Kisenbabn-Dtamm-Aotion. 
Dias Anl von 1271 557 br | Dividende pro 16d 18 mr. 
440 152% 60 pr. jäachen-Mastrieb| 1 4 Kar 
4440 1054 4% 58 ba. end. en- f e 
dito 1958 41,138 ba. Mark 14 8 2» 
dito 1482 41 98 da e 5 ar 
dito 168 4% 98 ba Tee * 1 A. 
dito 1858/4114 98 ba. 55 a fa n. 
dito 154% 4% OR ba te 0 . 
Wtaate-Bchuldscheine| 1% 84 ha. Mei I 77 
Präm.-Anl. von 1888 199% +, 5 EZ Bu 
zorliner Stadt-Oblig,|* 9816 B. 7 a fie ds. 
221 7 e 180 17 ! 8 12 b. 
a = * 2. 1 br 
= TEEN io — 2 En 2 
2 dito use. 4 68 bs. 9 — 
2 \Hchblesische. . . . 2% 8% ba. d 15 
3 Kur- M. Ncumärk,|4 % ba, "126 13 
5 Pommersche. 4 90% B 1 2 
S 1 Posensche, ..... 4 183% bi, 211 2” 
6 a 15 i 
5 — vo... 4 5 br, 14% * 
(Schlesische .... 1 1. E 2% 
42 hu; 


5 
u 
3 

FS 


Ausländische Fonds, 


„ Metalliquesißö e bz 
dito Nat.-Anl. 8 51½ ba. 
ae Tot aas eh br. . G 2 7 
dito to 64 37 be. u 6 EB 
dito SAor Pr.- A. a4 bs B. 5 2 
ate Fleer, I. — (d B. |. 
hal. naue öproc. Anl. B CA be N48 
Ausg. Engl. Anl. 18% 6 ff4½% ba. — 
dito Holl. An). 1884 87 e 
udo Poin,Sch.-ObLj4 bz, da 
bein. Oel f dh (on b: 
ein. 5 4 9% 6. 
alto f 12 er 90 21 Zank- dad ladustrie-Faplers. 
Kurkeso. 40 Thlr. Obl.— 52%, br. Kuss 7 
Dadan. 35 Fl. Loose. en b. 9 0 N Kr 2 
Amerikan, St.-Anl. 6 76 * Bremer Bank. * = 2 
1 a ia-Aot Danzigor ge 4 
a ee, eee, [1 4 Fi 
dito 1 85% 0. er 7 1b je In 
— — * 8 
ate d, san. 17 be ab. Nerat B U 2 f 
Cöln-Minden.... fh 81 . d een O1 > dane 
nn a 24 bs, Königsberger B. 65% Ch 4 
a m ac Luxemburger B. 4 4 
dito 845 6. —— gehe Fr 4 
. 08 4 
die vu 63 m Greuss, Bank,-A 10 % l 1%, 
ar a N 2 55 Thüringer Bank] 4 4 4; 
KT, II. Em... Mi — FR — 3 * 
21, Ludrriged. „ 6 br. u 
Sie derschl.- Märk. 4 30 ½ ba ee 
dito conv.A 9% © Sodurz Orodb.A.| 8 5 * 
dito una 67% 2 Darmstädter „8 4 22 
dito TV. 98% A 
Kaachl. Zweigb. L. C. 1 2 Bier, den. dan Ep | — je 
Ohberschlas, A. 8 Sante, Oradb,-A. — a 
to B. Bil ere „4 1— 
(to . ee | Ysininger W 
Alto B. l ern. & |Moldauer Las.-B. — 8 
Alte E. 4% 70 b. O esterr. Credb. A.] 5 — 
as Ve, 944% 0 schl. Bank-Vor. | (% % 4 
Zest. Franz. 3 288 ba nn - \ 
Deer e 12 — B. E * 1 
hein v. St. MR au 6. br. v. Zar . ä 
Khein-Mabo-B. gor. . 4% 641, ba. | 3 = ’ 


J D ³· 
Für Zuckerfabriken, Brennereien, Siedereien, Dampf- u. Waſſer⸗ 
beizungen ae ee Röhren und * 7 


Röhren von verbleitem Eiſenblech, 


9“ lang mit Flanchetts: 

pro laufenden Fuß 4“ weit 19½ Sgr., 
* 5% * 21% * 
* 


Il. Meinecke, Breslau, Mäufitiusplaß 7. 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. 
Druck von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


* 


